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VORLÄUFIGER LEHRPLAN 

- G Y M N A S I U M -
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Grundkurs / Leistungskurs 

1982/83 

Für die Klassenstufe 12/1 . ---------------------
INHALTSVERZEICHNIS 

Instrumentale Lernziele für die gesamte 
Hauptphase 

Unterrichtliche Voraussetzungen 

Teil A 

Unterrichtseinheiten für den Grund- und den 
Leistungskurs 

I. Unterrichtseinheit (Einführung): 
Das Selbstverständnis der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik 
II. Unterrichtseinheit: Vergleich der 
politischen Systeme 

s. 03 

s. 05 

s. 06 

1. Teil: Das politische System der Bundesrepublik s. 09 
2. Teil: Das politische System der DDR 
3. Teil: Möglichkeiten eines Vergleichs der 

Systeme 

III. Unterrichtseinheit: Vergleich 

Soziale Marktwirtschaft - Zentralverwaltungs-
wirtschaft 
(Statische Analy:_se beider Wirtschaftssysteme) 
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s. 12 
s. 16 

s. 18 
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Teil B 

Unterrichtseinheiten zusätzlich für 
den Leistungskurs 

IV. Unterrichtseinheit (Weiterführung 
der III. UE): 

Dynamische Analyse beider Wirtschafts-
systeme 

V. Unterrichtseinheit: 

Vergleich der Gesellschaften der Bundes-
republik Deutschland und der DDR 

Anhang: Handreichungen (gesondert) 

s. 21 

s. 22 bis 24 • 
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INSTRUMENTALE LERNZIELE FÜR DIE GESAMTE HAUPTPHASE 

Die folgenden instrlimentalen Lern~ele sollten im Laufe der 
Halbjahre 12/1 bis 13/2 jeweils am konkreten, themenbezogenen 
Beispiel im fortlauf enden Unterricht erreicht werden. 

Die Lernziele 1 bis 3 sind besonders wichtig im Hinblick auf die 
Kursarbeiten und die Abiturprüfung. 

Lernziel 
1. 
Der Schüler soll fachspezifi-
sche Daratellungsf ormen kennen. 

2. 
Er soll fach- und sachadäquate 
Arbeitstechniken anwenden kön-
nen. 

Er soll angewandte Methoden 
beurteilen können. 

;; . 

Lerninhalt 
1. 
z.B. Bericht, Kommentar, Interwiev, 
Rede, Gesetzestext, Programm, 
Diagramm, Schaubild, Statistik 

2.1 
z.B. Gliedern, Ordnen, Abstrahieren, 
Konkretisieren, Generalisieren bei 
der Darstellung von Sachverhalten 
2.2 
z.B. Übertragen in andere Darstellungs-
formen (wie: statistische Angaben in 
eine Graphik übertragen; eine Graphik/ 
Statistik verbalisieren; einen Text 
graphisch veranschaulichen) 

zum Beispiel: 
- Erörtern möglicher methodischer 

Schritte zur Lösung von Auf gaben 
- Begründen eines eingeschlagen.an 

Lösungsweges 
- Überprüf an von Methoden auf ihre 

Aus sagekra.ft 
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Der Schüler soll die Technik 
der Beschaffung und der Aus-
wertung von Informationen ken-
nen und anwenden können. 
(Dieses Lernziel gilt 
vor allem für das Halbjahr 
13/2!) 

4.1 Formen der Informationsquellen 
(z.B. Lexika, Handbücher, Lehr-
bücher, Sachwortverzeichnisse; Fach-
zeitschriften ,-bücher;Bibliographien) 

4.2 Fundorte für Quellen 
(z.B. Buchhandel, Bibliotheken, 
Zeitungsverlage; Jahrbücher be-
stimmter Institutionen) 

4.3 Organisation von Bibliotheken 
(am Beispiele der Schulbibliothek, 
der Gemeindebücherei, der Universitäts-'. 
bibliothek) 

4.4 Anlage eines Literaturverzeichnisses. ' 
zu einem bestimmten Thema 

4.5 Auswerten und Ordnen von Informationen 
durch Aniage einer Kartei 

4.6 Korrektes Behandeln von Zitaten in 
Referaten zu einem Thema. aus dem 
Lehrplan 

-----~~---~-~~---------------;;_;,, _______ _ 
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UNTERRICHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 

Der Schüler sollte zu Beginn des Halbjahres 12/1 über 
Grundkenntnisse des politischen Systems der Bundesrepublik 
Deutschland gemäß den Lehrplänen der Klassen 10 und 11 für 
Sozialkunde/Politik verfügen. 

Er .sollte im gesamten Halbjahr 12/1 außer dem einge-
führten Lehrbuch als eigenes Arbeitsmaterial benutzen: 

1) Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
(jeweils neuester Stand) 

~) Die Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik (jeweils neuester Stand, möglichstr:mi t 
Angabe der bis jetzt erfolgten Änderungen) 

3) Programm und Statut der SED vom IX. Parteitag der 
SED, 1976 

4) je nach Liefermöglichkeit: Zahlenspiegel. 
Ein Vergleich Bundesrepublik Deutschland -
Deutsche Demokratische Republik, Bonn, 2. Auflage 
März 1981 

Die Texte Nr. 2, 3 und 4 können in der Regel kostenlos bezogen 
werden (Bestellung in Kursstärke) bei: 

Gesamtdeutsches Institut 
- Bundesanstalt :für.':gesamtdeü.tsche Aufgaben -
Referat Publikationen 
Adenauerallee 10 
Postfach 1640 
5300 Bonn 1 



--

- - - .•;-;• .·;·„--. -.~. · -:--<~ :-- ··" 

r·. ·""'· 

VORBEMERKUNG: Diese einführende Unterriohtseinheit knüpft an die Unterriohtseinheit VII 
des Lehrplanes der Klasse 11 "Ausgewählte Aspekte eur Deutsohen Frage" an. 
Sie soll nur einen plakativen Abriß des Selbstverständnisses beider Systeme 
geben und nioht die Problematisierung vorw~hmen, die im Halbjahr 13/1 
erfolgt. 

A Das Selbstverständnis der Bundesrepublik 

Der Schueler soll Grundcharakteristika des Selbstverständ-
nisses des politischen Systems der Bundesrepublik kennen. 

L ,e r n z i e 1 : 

1) Er soll die Bedeutung der Grund-
rechte im Verhältnis zum Staat 
erfassen können. 

2) Er soll die leitenden Verfas-
sungsprinzipien kennen. 

2.1 Er soll Elemente und Funktionen 
des Rechtsstaates kennen. 

2.2. Er soll Aspekte des Sozial-
staates kennen. 

L e r n i n h a 1 t : 

- Grundrechte stehen vor dem Staat, 
dessen Aufgabe im Schutz des 
Grundrechtskatalogs besteht. 
(Verfassungsrechtliche Ansprueche 
fuer das Individuum) 

- Grundrechte als unmittelbar gel-
tendes Recht 

- Freiheitssicherung, Rechtsgleich-
heit, Rechtssicherheit, Unabhän-
gigkeit der Richter 

- Soziale Sicherung, soziale Teil-
habe, Gestaltung der Wirtschafts-
ordnung 
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L e r n z i e 1 : 

2.3. Er soll das Demokratieprin-
zip der Bundesrepublik 
Deutschland kennen. 

2.4. Er soll das föderalistische 
Prinzip kennen. 

3) Er soll die Bundesrepublik in 
ihrem ideologischen Selbstver-
ständnis als eine liberal -
pluralistische Demokratie be-
greifen und wesentliche Merkmale 
der Konkurrenztheorie nennen 
können. 

L e r n i n h a 1 t : 

Pluralistische Demokratie: Oppo-
sition, Mehrheitsprinzip, reprä-
sentatives Prinzip, wertgebunde-
nes Demokratieverständnis .•. 

Föderalistische Struktur der 
Bundesrepublik Deutschland 

Vielfalt der Auffassungen und 
Interessen; Gemeinwohl als 
regulative Idee; Konflikt ~nd 
Konsens; politische Konkurrenz 

1 B Das Sel.b.stverständnis der - DDR ( 
Der Schueler soll Grundcharakteristika des Selbstverständ-
nisses des politischen Systems der DDR kennen. 

L e r n z i e 1 . L e r n i n h a 1 t . . . 
1) Er soll die Bedeutung der Men- - Menschenrechte sollen keine Frei-

schenrechte im Verhältnis zum heit vom Staat, sondern eine Frei-
heit zum Staat gewähren, 

Staat erfassen können. - Verpflichtung, Menschenrechte zum 
Wohle der Gesellschaft aktiv zu 
gebrauchen (gesellschaftliche 
Zweckbestimmung), ,_ 

- keine Einklagbarkeit der Menschen-
rechte. 
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L e r n z i e 1 : 

2) Er soll die leitenden Verfas-
sungsprinzipien kennen. 

2.1. Er soll Elemente und Funk-
tionen des Verfassungsstaa-
tes kennen. 

2.2. Er soll Aspekte des Sozial-
wesens kennen. 

2.3. Er soll das Demokratieprin-
zip der DDR kennen. 

2.4. Er soll das Prinzip des Ein-
heitsstaates kennen. 

3) Er soll die DDR in ihrem ideolo-
gischen Selbstverständnis als 
eine sozialistische Demokratie 
mit dem verbindlichen Ziel der 
"entwickelten sozialistischen Ge-
sellschaft"begreifen und wesentli-
che Merkmale der Identitätstheorie 
nennen können. 

-

0 

L e r n i n h a 1 t : 

- Prinzip der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, 

- fuehrende Rolle der Partei 

Soziale Rechte in der Verfassung 
(Recht auf Arbeit und Bildung); 
Verankerung der Prinzipien, an 
denen sich das soziale Handeln 
zu orientieren hat. 

Sozialistische Demokratie: Souve-
ränität des werktätigen Volkes, 
fuehrende Rolle der marxistisch-
lenisti sti schen Partei ... 

Demokratischer Zentralismus 

Sozialismus als Vorstufe des Kom-
munismus; sozialistischer Staat 
unter Fuehrung der Arbeiterklas-
se als eine Form der Diktatur des 
Proletariats; fuehrende Rolle der 
Partei und Einheit des politi-
schen Willens (Nationale Front); 
Marxismus/Leninismus als objek-
tive, auf Wahrheit beruhende 
Grundlage; Buendnis mit der SU 
und sozialistischer Internatio-
nalismus. 
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II. Unterrichtseinheit: VERGLEICH DER POLITISCHEN SYSTEME DER BUNDESREPUBLIK UND DER DDR 
======================================================================================== 
1. Teil: Das politische System der Bundesrepublik Deutschland 

Vorbemerkung: Der Lehrplan der Hauptphase setzt die Lernziele und Lerninhalte der Klassen-
stufen 10 und 11 voraus. Der Fachlehrer sichert in 12/1 diese Kenntnisse im Hinblick au.f die 
Ab~turprü.fung. Insbesondere sollten überprüft werden 
- Klasse 10, die Unterrichtseinheiten 4 und 5 (Parteien und Wahlen, Das parlamentarische 
System der Herrschaft); 
- Klasse 11, die Unterrichtseinheiten 4 und 5 (Grundrechte der politischen Beteiligung, 
Föderalismus in der Bundesrepublik Deutschland: Organisation und Bedeutung für den Bürger). 

Der Schüler soll die in den oben genannten Unterrichtseinheiten vermittelten Lernziele erreicht 
haben, um in 12/1 einen vertieften Einblick in die Arbeit des Parlaments, die Probleme der 
Parlamentarismuskritik und der Parteiensoziologie zu gewinnen und diese Probleme diskutieren 
zu können: 

Lernziel 
1. Der Schüler soll die Mitwirkung staat-
licher Organe an der Gesetzgebung erläu-
tern können. 
2. Er soll am Beispiel des Gesetzgebungs-
prozesses die Stellung der Verbände inner-
halb des Regierungssystems darstellen und 
problematisieren können. 

Lerninhalt 
Ablauf des Gesetzgebungsprozesses einschließlich 
der Beteiligung des Bundespräsidenten und der 
Möglichkeit der Normenkontrollklage 
Einfluß der Verbände auf die Gesetzgebung: 

Möglichkeiten der Einwirkung , 
- Funktion und Bewertung; 
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3. Er soll am Beispiel des Gesetzgebungs-
prozesses die Einbindung des Abgeordneten in 
die Partei- und Parlamentsoligarchie, seine 
Beeinflussung durch Verbände und die hiermit 
verbundenen Einschränkungen der Willensbildung 
von unten nach oben beschreiben und problema-
tisieren können. 

4. Er soll andererseits das freie Mandat des 
Abgeordneten als Hindernis für die Durchset-
zung des politischen Willens der Partei, 

' ihrer Basis und ihrer Oligarchie, sowie der 
Wähler auf zeigen und beurteilen können. 

5. Er soll den Machtverlust des Parlaments 
durch inner- und außerparlamentarische Ent-
scheidungsgremien darstellen können. 

6. Er soll die Funktionen der Opposition im 
demokratisch-parlamentarischen Entscheidungs-
und Kompromisfindungsprozeß beschreiben und 
beurteilen können. 

e 
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Stellung des Abgeordneten im Gesetzgebungsprozeß; 

· _a 

Das freie Nandat als Möglichkeit der freien Ent- ....... 
1 

scheidung des Abgeordneten gegenüber der Oligarchie, N 
- als Hindernis einer Basisdemokratie, -U 
- als Sicherung eines 11 aufgeklärten Absolutismus des ~ -Parlaments 11 (Carlo Schmid). N -
Einwirkungen der Ministerialbürokratie, des Ver-
mittlungsausschusses, der Koalitionsausschässe, 
der Parteitage. 

Funktionen der Opposition: 
- personelle und sachliche Alternativen, 
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- in der Regel faktische Beschränkung der parlamenta-
rischen Kontrollfunktion auf die Opposition, 
- Beweger der Politik, 

Chance des Machtwechsels, 
- institutionalisierte andere l'leinung, 
- Integration opponierender Bevölkerungsgruppen; 
Erfüllung dieser Funktionen durch Abgeordnete und ,. '. 
Fraktionen des Bundestages und der Landtage. 

e 



7. Zusammenfassend soll der Schüler am Beispiel Zusammenfassung der Funktionen des Parlamentes. 
des Gesetzgebungsprozesses das Parlament als 
Ort des gesamtgesellschaftlichen Kompromisses, 
der Legitimation und der Kontrolle von Herr-
schaft verstehen und diskutieren können. 

8. Er soll das bestehende Parteiensystem be-
schreiben können, indem er Parteitraditionen 
und ihre Entstehung aufzeigt. Er soll die 
wichtigsten Parteitypen erläutern können. 

9. Der Schüler soll die Beteiligungsmöglich-
keiten des Bürgers an der politischen Willens-
bildung beurteilen können. 

Parteitraditionen: Libera+ismus, politisches 
Christentllin, Konservatismus, Sozialismus, neue 
politische Bewegungen; 
Parteitypen: 

Honoratioren- und Massenpartei, 
- Wähler-, Mitglieder- und Kaderpartei, 
- Klassen- und Volkspartei; 
Tendenz zum technokratischen Berufspolitikertum; 

Der Bürger zwischen Repräsentationsprinzip und 
direkter politischer Beteiligung. 
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II. Unterrichtseinheit - 2. Teil -: DAS POLITISCHE SYSTEM DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
================================================================================================= 

Lerninhalte 
Lernziele 

1. Die Staatsorgane und ihr Verhältnis zueinander 

Der Schüler soll die verfassungsmäßigen 
Staatsorgane nennen und ihre Funktion 
innerhalb des demokratischen Zentralismus 
beschreiben können. 

Gewaltenvereinigung in der Volkskammer 
und ihren ständigen Organen: 
Staatsrat, Ministerrat, Nationaler 
Verteidigungsrat, Oberstes Gericht 
"Einheit von Beschlußfassung und 

Durchführung" 

2. Die Rolle des Staates in der Gesellschaft nach eigenem 
Selbstverständnis 

2.1 Der Schüler soll die behauptete Identität 
von Staat und Gesellschaft beurteilen 

können. 

• 

2.1 Der Staat als 
- verfassungsmäßiges Machtinstrument 

der Arbeiterklasse 
- Gesetzgeber (Volkskammer und Zentralver-

waltung) . 
- Arbeitgeber (Volkseigentum) 
- Konsum - und Freizeitgestalter 

(Staatshandel / Massenorganisationen und 

gelenkte Massenmedien) 
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• 
2.2.1 Er soll den Begriff "sozialistische 

Gesetzlichkeit" erläutern können. 

2.2.2 Er soll den Begriff der Errungen~ 
schaften der "entwickelten sozialisti-
schen Gesellschaft" erläutern können. 

2.2.3 Er soll erläutern können, wie der 
Staat sich gegen "imperialistische 
Bedrohungen" von Innen und Außen 
schützt. 

-~ 
2.2.1 - ständige Neuauslegung der Ver-

fassung gemäß den gesellschaftlichen 
Erfordernissen 

- der parteiliche Richter 
- die Verpflichtung des Einzelnen, 

die MensohenDeehte zwn Wohl der 
Gesellschaft aktiv zu gebrauchen 

2.2.2 - Interessenidentität aller Werktätigen 
auf ihrem Wege zum Kommunismus 

- Abschaffung der "Ausbeutung, Unter-
drückung und wirtschaftlichen Abhängig-

-.:kei t" 
2.2.3 - Postulat der ''Friedlichen Koexistenz" 

(vgl. Lehrplan 12/2) 
- paramilitärische Organisationen unldie 

N.at~onale Volksarmee 
- Staatssicherheitsdienst 
- unverbrüchliche Freundschaft zur 

Sowjetunion 
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3. Formen der politischen Beteiligung 

3.1 Der Schüler soll erkennen, daß die 
Sozialistische Einheitspartei Deutsch-
lands nach der Verfassung die alleinige 
staatliche Führungsmaoht ist und wie 
sie ihren Führungsanspruch sichert. 

3.2 Er soll erkennen, daß Wahlen in der 
DDR der Mobilisierung aller Bürger 
und der Herrschaftsbestätigung dienen. 

3.3 Er soll anhand eines Beispiels beschreiben 
können, wie politische Konflikte mög-
licherweise geregelt werden. 

• 

3.1 - Aufbau und Funktion der SED und 
ihrer Massenorganisationen: 
Territorial - und Produktionsprinzip 
Kadersystem 

- Rolle der Nationalen Front bei der -· Kandidatenaufstellung vor Wahlen -.... 
starre Festlegung der Mehrheitsverhältnisse ~ 

3.2 

in der Volkskammer zugunsten der SED und 
ihrer Massenorganisationen 

- Möglichkeit der freiwilligen offenen 
Stinunabgabe zusanunen mit dem Kollektiv 

- Einheitsliste 
- hohe Wahlbeteiligung als Beweis der 

Interessenidentität von Volk.:. und 
Staat 

3.3 zum Beispiel; 
- die Rolle der Abgeordneten und Funktionäre, 

kontDoverse Maßnahmen zu erläutern und zu 

reohtf ertigen 
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• „: 
- Agitation und/oder Verschweigen in den Massenmedien 
- Neuinterpretation der Parteilinie 
- Elitenwechsel aus Krankheitsgründen 
- Positionssicherung durch Selbstkritik oder Personenkult 
- Erziehungsmaßnahmen im Rahmen kollektiver Sanktionen 

(z.B. in der Schule) oder durch Konflikt- und 
Schiedskommissionen (vgl. "sozialistische Recht-
sprechung''} 
Schuldzuweis~ungsmechanismen: z.B. 
Naturereignisse, Klassenfeind, mangelndes Bewußtsein 

4. Die Stellung des Bürgers 

Der Schüler soll einige Gesichts-
punkte zur Beurteilung der Stellung 
des einzelnen Bürgers nennen und 
erläutern können. 

zum Beispiel: 
- Pflicht zur Beteiligung an der gesellschaftlichen 

Aufbauarbeit 
- ~eine einklagbaren Rechte gegenüber dem Gemeinweseni 

stattdessen ausgedehntes Vorschlags- und Petitionsrecht 
gegenüber Partei und Staat 

- Mitgliedschaft in der SED (Aufnahmebedingungen!) und 
in den Massenorganisationen 
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II. Unterrichtseinheit - 3. Teil -: Möglichkeiten des Vergleichs der politischen Systeme 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 

KATEGORIE 

LEGITIMA.TION 
DER 
HERRSCHAFT 

KONTROLLE 
DER 
MACHTTRÄGER 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Bedeutung der Wahlen, 
Rolle der Parteien, 
Politische Alternativen im 
Parteiensystem, 
Sonstige Wahlmechanismen (inner-
parteiliche Wahlen, Mitbestim-
mung in der Wirtschaft usw.), :; 
Legitimation durch Staatsleistung 
(in der Regel des Sozialstaates) 

Gewaltenverschränkung/ 
Gewaltenteilung, 
Rolle der Opposition, 

Kontrollwirkung der öffentlichen 
Meinung (Medien), 
Interessenverbände / Kirchen / 
Bürgerinitiativen, 
Bundesverfassungsgericht 

• 

DEUTSCHE DEMOKRATISCHE REPUBLIK 

Bedeutung der Wahlen, 
Führungsrolle der Partei durch ihren 
Anspruch auf . Wissenschaftlichkeit, 
offenes Bekenntnis zum Staat, 
sozialistische Mitbestimmung, 

' __. ' 
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Legitimation durch Staatsleistung. .!-
(Einheit von Wirt~chafts- und Sozialpolitik) ~ 

Gewalteneinheit durch demokra-
tischen Zentralismus, 
Kritik an einzelnen Funktionsinhabern, 
doch keine Richtungskontrolle, 
Gleichschaltung der Medien, 

innerparteiliche Elitenkontrolle, 
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Sozialistische Gesetzlichkeit/Gerichtsbarkeit : 
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PARTIZIPATION 

INTERESSEN-
BERÜCKSICHTIGUNG 

SICHERUNG VON 
GRUNDWERTEN 

Wahlbeteiligung, 
Mitgliedschaft in Parteien, 
Verbänden, Bürgerinitiativen 
(Rekrutierungsgrad, Schichtzu-
gehörigkeit J ,Motive), 

Mitbestimmung in wirtschaftlichen 
Teilbereichen, 

Soziale Voraussetzungen/ Hinder-
nisse der Partizipation, 

Einfluß durch Pluralismus, 

Verhältnis Staat - Verbände, 
Zusammensetzung der Volksparteien, 
Sozialstruktur des Bundestages, 

freiheitliche demokratische 
Grundordnung, 
streitbare Demokratie, 

-
Wahlbeteiligung, 
Mitgliedschaft in Parteien 
und Massenorganisationen 
(Rekrutierungsgrad, Schichtzu-
gehörigkeit 1 Motive), 

Volksaussprachen, 
Gesetzes- und Planinitiativen1 

Sozialistischer Wettbewerb, 

Einfluß durch Interessenidentität/ 
Harmonie, 
Nationale Front, 
Herrschaft der Arbeiterklasse, 
Sozialstruktur der Volkskammer, 

Grundnormen des Marxismus-Leninismus, 

Kampf gegen Abweichung 
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III. Unterrichtseinheit: VERGLEICH DER WIRTSCHA.FTSSYSTEME DER BUNDESREPUBLIK UND DER DDR (1): 
============================================================================================ 

Statische Analyse der Sozialen Marktwirtschaft und der Zentralverwaltungswirtschaft 

Vorbemerkung: Der Schüler soll zur statischen Analyse beider Wirtschaftssysteme befähigt werden, 
d.h. er soll die bestehenden Gemeinsamkeiten und Unterschiede der beiden Formen 
herausarbeiten können. 

Lernziel 

1. Der Schüle~ soll erkennen, daß für beide 
Systeme ähnliche Ausgangsdaten bestehen. 

2. Er soll wissen, daß für beide Systeme 
ähnliche wirtschaftspolitische Ziele 
bestehen. 

3. Er soll die Rechtsgrundlagen beider 
Wirtschaftssysteme erläutern können. 

-

Lerninhalt 

1. Ausga.ngsdaten für beide Wirtschaftssysteme: 
- Bedürfnisse der Bürger 
- Knappheit von Ressourcen (Rohstoffe) 
- schwierige Altersstruktur der Be-

völkerung (Rentenfrage) 

2. Wirtschaftspolitisohe Ziele für beide Systeme: 
Steigerung der Lebensstandards (wirtschaft-
liches Wachstum) 

- Vollbeschäftigung 
- stabile Preise 
- Verbesserung der Lebensqualität 

3. Rechtsgrundlagen beider Wirtsohaftssysteme: 
- Definttion des Wirtschaftssystems der DDR in 

der DDR - Verfassung 
- keine exakte Bestinunung der sozialen Markt-

wirtschaft im Grundgesetz 
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4. Der Schüler soll das Wirtschaftssystem 

der Bundesrepublik in seinen Grundzügen 
kennen. 

4.1 Er soll die Merlonale (Voraussetzungen) 
der Sozialen Marktwirtschaft nennen können. 

4.2 Er soll wissen, daß Konjunkturschwan-
kungen ein Merlanal sozialer Markt-
wirtschaften ist. 

4.3 Er soll das Froblem staatlicher Maß-
nahmen zur Beeinflussung von Konjunktur-
schwankungen am Beispiel der antizyklischen 
Haushaltspolitik erläutern können. 

4.4 Er soll Aufgaben und Instrumente der 
Deutschen Bundesbank kennen. 

4.5 Er soll wissen, daß die Bundesrepublik 
ein exportintensives Land ist, das mit 
dem Ausland erhebliche Wirtschaftsbe-
ziehungen hat. 

5. Der Schüler soll das Wirtsohaftssystem 
der DDR in seinen Grundzügen kennen. 

5.1 Er soll die Voraussetzungen des Wirt-
schaftssystems erläutern können. 

e 
4. Die Soziale Marktwirtschaft der 

Bundesrepublik 

4.1 - Privateigentum an Produktionsmitteln 
- dezentrale Planung 
- freie Preisbildung 

' 4.2 Definition, Darstellung des Verlaufs 
einer Konjunkti.r.sohwankung und deren 
Merlonale 

4.3 Problem staa.tlioher Konjunktursteuerung 

4.4 Überblick über Aufgaben und Instrumente 
der Bundesbank (Diskont- Mindestreserve-
politik) 

4.5 Umfang des Außenhandels,(Export/Import) und 
die daraus entstehenden Probleme wie Ab-
hängigkeit und Wechselkursrisiko 

5. Die Zentralverwaltungswirtschaft der DDR 

5.1 - Eigentumsform 
- Planungsform 
- Preisbildung 
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5.2 Er soll einen Überblick über die Planungs-
instanzen in der DDR geben können. 

5.3 Er soll Probleme aus der Existenz 
zentraler Planung nennen können. 

6. Der Schüler soll erkennen, daß beide 
Wirtschaftssysteme trotz gegenseitiger 
Positionen umfangreiche Wirtsohafts-
beziehungen haben, aus denen sich Probleme 
ergeben. 

•• 

~ 

5.2 Planungsinstanzen der DDR 

5.3 - Gefahr der Fehlplanung 
- schwierige Revision der Pläne 
- Nichteinhaltung eines Planes ge-

fährdet andere Pläne 
6. Wirtschaftsbeziehungen zwischen der 

Bundesrepublik und der DDR und deren 

Probleme 
~ Umfang der Beziehungen (Statistik) 
- Problem des sog. "Swing'' 
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ZUSÄTZLICH NUR FÜR DEN LEISTUNGSKURS: 
=~=~~a=a2=•=================Q=====~== 

IV. Unterrichtseinheit: VERGLEICH DER WmTSCHAFTSSYSTEME DER BUNDESREPUBLIK UND DER DDR (2): 
=================================~==========~====~=========================================== 

Dynamische Analyse der Sozialen Marktwirtschaft und der Zentralverwaltungswirtschaft 

Vorbemerkung: Der Schüler soll zur dynamischen Analyse beider Wirtschaftssysteme befähigt werden, d.h. 
er soll an zwei Beispielen diskutieren können, _welohes Wirtschaftssystem gegenwärtige und 
zukünftige Probleme besser lösen kann. 

1. Der Schüler soll am Beispiel der Güter-
versorgung, der Beschäftigung oder Einkommens-
verteilung Probleme beider Systeme analysieren 
können. 

2. Er soll den Beitrag beider Systeme zur Lösung 
der Rohstofffrage und der Ökologie diskutieren 
können. 

1. Probleme beider Systeme, dargestellt an 
aktuellen Beispielen 

Bedürfnisbefriedigung 
Sozialprodukt 

- Vollbeschäftigung und freie Berufswahl 
- Preise und Kaufkraft 
- Einkommensverteilung 

2, Das Problem der Rohstoffknappheit 
z.B.: Muß der Staat die Verteilung knapper 
Ressourcen besorgen oder soll die Verteilung 
über den Markt (Preisbildung) gehen? 

_, 

-
~ 
0 
1 __.. 
rv __.. 

0 
<D 
(X) 
rv 

1 
N 
~ 

,. 



„-..--...,. " :) 

ZUSÄTZLICH NUR FÜR DEN LEISTUNGSKURS: 
===================================== 
V. Unterriohtseinheit: Vergleich der Gesellschaften der Bundesrepublik Deutsohland und der DDR 
=============================================================================================== 

Lernziele 

Die Schüler sollen 
1: ausgehend von den bisher erworbenen 
Kenntnissen (11 und 12/1) das unter-
schiedliche Verständnis von Gesellschaft 
und Staat in der Bunde'srepublik Deutsch.;,. : · --
land und in der DDR erarbeiten können. 

• 

Lerninhalte 

Bundesrepublik Deutschland: . 
Staat und Gesellschaft als ausdifferenzierte und 
binnendifferenzierte Wirklichkeiten, die in einem 
wechselseitigen Spannungs- und Beeinf'lussungs-
verhältnis stehen. 
-Gesellschaft als Gefüge von Institutionen und 
Handlungssystemen mit je eigener Dynamik und Ziel-
richtung {Dominanz der Mikrosoziologie in der 
pluralistischen Gesellschaft) , 

-Staat als begrenzte, eigene Wirklichkeit mit 
spezifischer Legitimation und spezifischem Anspruch 

DDR: 

r~ 
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Der Staat - selbst Organ der bestimmenden gesell- () 
schaf'tlichen Interessenvertretung, der Partei, der tc 
Trägerin des gesellschaftlichen Bewußtseins - CO 
organisiert und harmonisiert die Industriegesell- 1-..> 
schaf't: Das politische System als gesellschaf'tlicheS \ 
Integrationssystem (Marxismus-Leninismus als ~ 
dominierende Gesellschaftstheorie) f....> 
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2. daraus ableiten können, 

a)daß die wissenschaftliche Beschäf-
tigung mit der Gesellschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland und in 
der DDR prinzipiell in anderer Weise, 
mit anderer Zielsetzung betrieben 
wird und daß daher der direkte 
Vergleich beider Gesellschaften auf 
vielen Ebenen erschwert oder 
unmöglich gemacht ·wird, 

b)daß die "Gesellschaft" dement-
sprechend von den Einzelnen in 
Bundesrepublik und in der DDR 
anders erlebt wird. 

der 

~ 

. 
Bundesrepubl,k Deutschland: 
Grundsätzliche Fragestellungen in der Soziologie 
etwa am Beispiel des Inhaltsverzeichnisses eines 
Lehrbuches: 

DDR: 

Theorie der Gesellschaft und des gesellschaft-
lichen Verhaltens 

Abweichendes Verhalten 
Schichtmodelle 
Elitef'orschung 
u.a. 

-Das ursprüngliche Bild der sozialistischen Ge-
sellschaft machte zunächst eine eigene soziolo-
gische Wissenschaft überflüssig, denn die Über-
windung des kapitalistischen Systems sollte 
zwangsläufig zur Auflösung gesellschaftlicher 
Widerspri.iche und ihrer Folgen {z.B. Kriminalität, 
Scheidungen, Elitebildung, •• ) führen. 

-Die vorsichtige Entdeckung der Soziologie als 
Technik zur Erforschung von speziellen Sozialdaten 
zur Planungshilfe 

Bundesrepublik Deutschland: 
Das Erlebnis der relativen Autonomie der einzelnen 
gesellschaftlichen Bereiche und Prozesse 

DDR: 
1.Der politisch-gesellschaftliche Zugriff auf den 

Einzelnen z.B. in der Schule, im Betrieb, in der 
Jugendgruppe, in der Freizeit, •• 

2.Die Möglichkeiten subjektiver Umdeutung von 
objektiven Zielsetzungen: Die :Umpolung des 
Politisch-Gesellschaftlichen zum Privaten. 
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J. sich - im Bewußtsein der Problematik 
eines gesellschaftlichen Vergleiches 
beider Systeme ~- mit Sozialdaten der 
Bundesrepublik und der DDR auseinander-
setzen können. 

• 

Beispiel: 

'\ . 
.r ~:~ 

\ 

"Gesellschaft für Sport und Technik": 
'\'.Onnilitärische Ausbildung versus Motorrad:fahren 
und Führerscheinerwerb 

J.Relative Freiräume: z.B. Kirche, West-Fernsehen,., 

Sozialdaten der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR: Ähnlichkeiten (Typ der Industriegesellschaft), 

Unterschiedlichkeiten 
z.B~: Gesellschaftsstruktur 

gesellschaftlicher Status r....· 
Wandel der Elite 
Rolle der Frau 
Freizeitverhalten 
u.a. 
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